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steuerlichen Gründe müssen allerdings nach dem Gesamtbild der Verhältnisse beachtlich sein. 
Sind die nachgewiesenen außersteuerlichen Gründe nach dem Gesamtbild der Verhältnisse im 
Vergleich zum Ausmaß der Unangemessenheit der Gestaltung und den vom Gesetzgeber nicht 
vorgesehenen Steuervorteilen nicht wesentlich oder sogar nur von untergeordneter Bedeutung, 
sind sie nicht beachtlich. In diesem Fall bleibt es bei der Annahme eines Missbrauchs nach § 42 
Abs. 2 Satz 1 AO. 

2.7 Die – nur für Körperschaften geltenden – Mindeststandards der Richtlinie (EU) 2016/1164 
vom 12. 7. 2016 (ABl. L 193 vom 19. 7. 2016, S. 1–14) werden durch § 42 AO national erfüllt. 

3. Ein Missbrauch von rechtlichen Gestaltungsmöglichkeiten nach § 42 AO ist als solcher 
nicht strafbar. Eine leichtfertige Steuerverkürzung oder eine Steuerhinterziehung kann aber vor-
liegen, wenn der Steuerpflichtige pflichtwidrig unrichtige oder unvollständige Angaben macht, 
um das Vorliegen einer Steuerumgehung zu verschleiern. 

4. § 42 AO in der Fassung des Jahressteuergesetzes 2008 ist ab dem 1. 1. 2008 für Kalender-
jahre, die nach dem 31. 12. 2007 beginnen, anzuwenden. Für Kalenderjahre, die vor dem 1. 1. 
2008 liegen, ist § 42 AO in der am 28. 12. 2007 geltenden Fassung weiterhin anzuwenden. 

 
§ 43 Steuerschuldner, Steuervergütungsgläubiger § 7 Abs. 1, 2 RAO 

1Die Steuergesetze bestimmen, wer Steuerschuldner oder Gläubiger einer Steuer-
vergütung ist. 2Sie bestimmen auch, ob ein Dritter die Steuer für Rechnung des 
Steuerschuldners zu entrichten hat. 

 
§ 44 Gesamtschuldner § 7 Abs. 1, 2, 3 Satz 1 bis 3, Abs. 4 StAnpG 

(1) 1Personen, die nebeneinander dieselbe Leistung aus dem Steuerschuldverhältnis 
schulden oder für sie haften oder die zusammen zu einer Steuer zu veranlagen sind, 
sind Gesamtschuldner. 2Soweit nichts anderes bestimmt ist, schuldet jeder Gesamt-
schuldner die gesamte Leistung. 

(2) 1Die Erfüllung durch einen Gesamtschuldner wirkt auch für die übrigen 
Schuldner. 1  2Das Gleiche gilt für die Aufrechnung2  und für eine geleistete Si-
cherheit.3 3Andere Tatsachen wirken nur für und gegen den Gesamtschuldner, in 
dessen Person sie eintreten. 4Die Vorschriften der §§ 268 bis 280 über die Be-
schränkung der Vollstreckung in den Fällen der Zusammenveranlagung bleiben un-
berührt. 

 
Zu § 44 – Gesamtschuldner: 

Zur Steuerfestsetzung bei Gesamtschuldnern wird auf § 122 Abs. 6 und 7 AO, § 155 Abs. 3 
AO hingewiesen, zur Inanspruchnahme eines Haftungsschuldners auf § 219 AO, wegen der  
Vollstreckung gegen Gesamtschuldner auf § 342 Abs. 2 AO, wegen einer Beschränkung der Voll-
streckung in den Fällen der Zusammenveranlagung auf §§ 268 bis 280 AO, wegen der Erstat- 
tung an Gesamtschuldner vgl. AEAO zu § 37, Nr. 2.2.2 und 2.3. 

 
§ 45 Gesamtrechtsnachfolge § 8 Abs. 1, 2 StAnpG 

(1) 1Bei Gesamtrechtsnachfolge gehen die Forderungen und Schulden aus dem 
Steuerschuldverhältnis auf den Rechtsnachfolger4 über.2Dies gilt jedoch bei der Erb-
folge nicht für Zwangsgelder.5 
_______________________________________________________________________________________ 

1 Zum zivilrechtlichen Ausgleich der Gesamtschuldner s. §§ 421 ff. BGB. 
Im Allgemeinen sollen die Leistungen eines Ehegatten an das FA auch die Steuerschuld des anderen, mit ihm zusammen 

veranlagten Ehepartners begleichen. Ob der andere Ehegatte in seiner Person Tatbestände verwirklicht hat, die zum Ent-
stehen der die Eheleute als Gesamtschuldner treffenden Steuerschuld geführt haben, oder Einkommensteuervorauszahlun-
gen geleistet hat, ist ohne Bedeutung (ständige Rspr.). Dies gilt unabhängig davon, auf welche Weise (Einzelüberweisung 
oder mittels Einzugsermächtigung) die Tilgung der Steuerschulden bewirkt wird (BFH-Beschluss vom 4. 11. 2003 VII B 
382/02, BFH/NV 2004 S. 314). 

2 Zur Aufrechnung vgl. § 226 AO. 
3 Zur Sicherheitsleistung s. §§ 241 ff. AO. 
4 Der Gesamtrechtsnachfolger tritt materiell-rechtlich und verfahrensrechtlich in die abgabenrechtliche Stellung des 

Rechtsvorgängers ein (BFH-Urteile vom 26. 3. 1981 IV R 130/77, BStBl. II S. 614; vom 15. 8. 1983 IV R 99/80, BStBl. 
1984 II S. 31; vom 22. 1. 1993 III R 92/89, BFH/NV 1993 S. 455). Höchstpersönliche Verhältnisse oder Umstände, die unlös-
bar mit der Person des Rechtsvorgängers verknüpft sind (z. B. bestimmte für einen Besteuerungs- oder Begünstigungstat-
bestand erhebliche Eigenschaften), von der Zurechnung ausgeschlossen (BFH-Urteile vom 11. 11. 1971 V R 111/68, 
BStBl. 1972 II S. 80; vom 12. 11. 1997 X R 83/94, BStBl. 1998 II S. 148). 

Zur dinglichen Wirkung der Einheitswertfeststellung vgl. §§ 182 Abs. 2, 353 AO. 
Hat der Erblasser durch eine Rechtshandlung einen Geschehenslauf ins Werk gesetzt, kraft dessen es nach dem Erbfall 

und nach Eröffnung des Nachlasskonkurses im Nachlassvermögen zwangsläufig, ohne irgendein Handeln des Erben oder 
des Nachlasskonkursverwalters, zu einem Güteraustausch gekommen ist, den auch weder Erbe noch Nachlasskonkurs-
verwalter durch eigenes Handeln verhindern konnten, und ist dadurch der Erbe Einkommensteuerschuldner hinsichtlich 
eines entstandenen Veräußerungsgewinns geworden, so ist dieser Veräußerungsgewinn und die darauf entfallende Steuer nach 
erbrechtlichen Grundsätzen dem Erblasser zuzurechnen. Der Erbe kann somit im Vollstreckungsverfahren seine Erbenhaf-
tung gegenüber dem FA gem. § 1975 BGB auf den Nachlass beschränken (BFH-Urteil vom 11. 8. 1998 VII R 118/95, 
BStBl. II S. 705). 

[Fortsetzung nächste Seite] 
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(2) 1Erben haben für die aus dem Nachlass zu entrichtenden Schulden nach den 
Vorschriften des bürgerlichen Rechts1 über die Haftung des Erben2 für Nachlassver-
bindlichkeiten einzustehen.3 2Vorschriften, durch die eine steuerrechtliche Haftung 
der Erben begründet wird, bleiben unberührt. 

  
Zu § 45 – Gesamtrechtsnachfolge: 

1. Ob eine Gesamtrechtsnachfolge (der gesetzlich angeordnete Übergang des Vermögens) 
i. S. d. § 45 Abs. 1 AO vorliegt, ist grundsätzlich nach dem Zivilrecht zu beurteilen. Eine Ge-
samtrechtsnachfolge i. S. d. § 45 Abs. 1 AO liegt daher beispielsweise vor in Fällen der Erb- 
folge (§ 1922 Abs. 1 BGB), der Anwachsung des Anteils am Gesellschaftsvermögen bei Aus-
scheiden eines Gesellschafters (§ 738 Abs. 1 Satz 1 BGB; BFH-Urteile vom 28. 4. 1965, II 9/62 
U, BStBl. III S. 422, und vom 18. 9. 1980, V R 175/74, BStBl. 1981 II S. 293), der Verschmel- 
zung von Gesellschaften (§ 1 Abs. 1 Nr. 1, §§ 2 ff. UmwG) und der Vermögensübertragung  
im Wege der Vollübertragung (§ l Abs. 1 Nr. 3, § 174 Abs. 1, §§ 175, 176, 178, 180 ff. UmwG). 
Abweichend von der zivilrechtlichen Betrachtung gilt aber in den vorgenannten Fällen der  
Anwachsung, der Verschmelzung und der Vermögensübertragung im Wege der Vollübertragung 
§ 45 Abs. 1 AO, nicht in Bezug auf die gesonderte und einheitliche Feststellung von Be-
steuerungsgrundlagen; zur Pflicht, eine Außenprüfung als Gesamtrechtsnachfolger zu dulden, vgl. 
aber AEAO zu § 197, Nr. 5.7.3. 

2. Ungeachtet der Anwendung der §§ 15, 16 und 20 ff. UmwStG liegt eine Gesamtrechts-
nachfolge i. S. d. § 45 Abs. 1 AO nicht vor in Fällen einer Abspaltung oder Ausgliederung (§ 1 
Abs. 1 Nr. 2, §§ 123 ff. UmwG; BFH-Urteile vom 7. 8. 2002, I R 99/00, BStBl. 2003 II S. 835, 
und vom 5. 11. 2009, IV R 29/08, HFR 2010 S. 233) sowie einer Vermögensübertragung im 
Wege der Teilübertragung (§ 1 Abs. 1 Nr. 3, § 174 Abs. 2, §§ 175, 177, 179, 184 ff., 189 UmwG). 
In den Fällen einer Aufspaltung (§ 1 Abs. 1 Nr. 2, § 123 Abs. 1 UmwG) ist jedoch § 45 Abs. 1 
AO sinngemäß anzuwenden; dies gilt nicht in Bezug auf die gesonderte und einheitliche Fest-
stellung von Besteuerungsgrundlagen. 

3. Eine formwechselnde Umwandlung (§ 1 Abs. 1 Nr. 4, §§ 190 ff. UmwG) führt grund-
sätzlich nicht zu einer Gesamtrechtsnachfolge i. S. d. § 45 Abs. 1, da lediglich ein Wechsel der 
Rechtsform eines Rechtsträgers unter Wahrung seiner rechtlichen Identität vorliegt (§ 202 
Abs. 1 Nr. 1 UmwG). Ändert sich aber durch den Formwechsel das Steuersubjekt (z. B. in  
Fällen der Umwandlung einer Personengesellschaft in eine Kapitalgesellschaft oder der Um-
wandlung einer Kapitalgesellschaft in eine Personengesellschaft), ist § 45 Abs. 1 sinngemäß an-
zuwenden. 

4. Zur Bekanntgabe von Steuerverwaltungsakten in Fällen einer Gesamtrechtsnachfolge sowie 
bei Abspaltung, Ausgliederung oder Vermögensübertragung im Wege der Teilübertragung vgl. 
AEAO zu § 122, Nrn. 2.12, 2.15 und 2.16 sowie AEAO zu § 197, Nrn. 8 und 9. Zu den ertrag-
steuerlichen Auswirkungen einer Umwandlung oder Einbringung vgl. BMF-Schreiben vom 
11. 11. 2011, BStBl. I S. 1314.4 

 
_______________________________________________________________________________________ 
[Fortsetzung]  

Einkünfte, die nach dem Tode des Erblassers aus dem Nachlass erzielt werden, sind auch im Falle der Anordnung der 
Nachlassverwaltung dem Erben zuzurechnen. Bei der auf diese Einkünfte entfallenden ESt handelt es sich um eine Eigen-
schuld des Erben, für die die Beschränkung der Erbenhaftung nicht geltend gemacht werden kann (BFH-Urteil vom 28. 4. 
1992 VII R 33/91, BStBl. II S. 781). Die ESt-Bescheide sind an den Erben zu richten und ihm bekanntzugeben (BFH-Urteil 
vom 5. 6. 1991 XI R 26/89, BStBl. II S. 820). 

Macht das FA eine nach dem Erbfall entstandene Einkommensteuerschuld des Erben gegenüber ihm als Steuerschuldner 
geltend, sind durch diesen Steuerbescheid rechtliche Interessen des Testamentsvollstreckers selbst dann nicht berührt, wenn 
und soweit die ESt als Nachlasserbenschuld anzusehen wäre; der Testamentsvollstrecker ist deshalb weder klagebefugt noch 
befugt, die Aussetzung der Vollziehung dieses Steuerbescheids zu beantragen (BFH-Beschluss vom 29. 11. 1995 X B 328/94, 
BStBl. 1996 II S. 322).  

Die Haftungsbeschränkung für Minderjährige nach § 1629 a BGB ist wie die Beschränkung der Erbenhaftung im Wege 
der Einrede geltend zu machen; die Einrede kann weder im Steuerfestsetzungsverfahren noch gegen das Leistungsgebot im 
Einkommensteuerbescheid, sondern nur im Zwangsvollstreckungsverfahren erhoben werden. Ein Vorbehalt der Haftungsbe-
schränkung ist in das die Steuerfestsetzung betreffende Urteil nicht aufzunehmen (BFH-Urteil vom 1. 7. 2003 VIII R 45/01, 
BStBl. 2004 II S. 35). 

5 Zur Höhe des Zwangsgeldes s. § 329 AO. 
_________________ 

1 §§ 1967 bis 2017 BGB. 
Im Fall der Nachlassverwaltung kommt es für die Beschränkung der Erbenhaftung gemäß § 45 Abs. 2 Satz 1 AO  

i. V. m. § 1975 GBG allein darauf an, ob zivilrechtlich eine Nachlassverbindlichkeit vorliegt. Dass der Nachlass weder  
Einkommensteuer- noch Körperschaftsteuersubjekt ist, führt nicht zur Ablehnung einer solchen Nachlassverbindlich- 
keit. Wird eine Steuerschuld der Erben durch die Tätigkeit des Nachlassverwalters verursacht, liegt zivilrechtlich viel- 
mehr eine Nachlassverbindlichkeit in Form der Erbfallschuld vor (BFH-Urteil vom 10. 11. 2015 VII R 35/13, BStBl. 2016 II 
S. 369). 

2 Zur Berichtigungspflicht von Erklärungen s. § 153 AO, zur Drittwirkung der Steuerfestsetzung s. § 166 AO. 
3 Zur Vollstreckung gegen Erben vgl. § 265 AO. 
4 Abgedruckt in der Loseblatt-Textausgabe Steuererlasse unter Nr. 130. 
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§ 46 Abtretung, Verpfändung, Pfändung § 159 RAO 
(1) Ansprüche1 auf Erstattung von Steuern, Haftungsbeträgen, steuerlichen Neben-

leistungen und auf Steuervergütungen können abgetreten, verpfändet und gepfändet 
werden. 

(2) Die Abtretung2 wird jedoch erst wirksam,3 wenn sie der Gläubiger4 in der nach 
Absatz 3 vorgeschriebenen Form der zuständigen Finanzbehörde nach Entstehung 
des Anspruchs anzeigt. 

(3) 1Die Abtretung ist der zuständigen Finanzbehörde unter Angabe des Abtreten-
den, des Abtretungsempfängers sowie der Art und Höhe des abgetretenen Anspruchs5 
und des Abtretungsgrundes6 auf einem amtlich vorgeschriebenen Vordruck anzuzei-
gen.7 2Die Anzeige ist vom Abtretenden und vom Abtretungsempfänger zu unter-
schreiben. 
_______________________________________________________________________________________ 

1 Zur Entstehung der Ansprüche aus dem Steuerschuldverhältnis s. § 38 AO, zur Fälligkeit vgl. § 220 AO. 
Die Pfändung von Steuererstattungs- und Vergütungsansprüchen setzt die hinreichende Bestimmtheit der Bezeich-

nung der Forderung voraus. Ein Pfändungs- und Überweisungsbeschluß, mit dem sinngemäß die angeblichen Steuererstat-
tungsansprüche des Vollstreckungsschuldners aufgrund der ESt-Veranlagungen „für das abgelaufene Kalenderjahr und alle 
früheren Kalenderjahre“ gepfändet werden sollen, ist nicht wegen inhaltlicher Unbestimmtheit der gepfändeten Forderun-
gen nichtig (BFH-Urteil vom 1. 4. 1999 VII R 82/98, BFH/NV 1999 S. 1147). 

Ein ESt-Erstattungsanspruch wegen Überzahlung von Vorauszahlungen kann – unabhängig von der Festsetzung der  
Jahressteuer – mit Ablauf des Veranlagungszeitraums abgetreten und gepfändet werden (BFH-Urteil vom 6. 2. 1990 VII R 
86/88, BStBl. II S. 523). 

Eine vor Ablauf des Verlustentstehungsjahres bei dem FA eingehende Anzeige über die Abtretung der auf einem  
Verlustrücktrag beruhenden Erstattungsansprüche ist unwirksam (BFH-Urteil vom 6. 6. 2000 VII R 104/98, BStBl. II 
S. 491). 

Zusammenveranlagte Ehegatten sind hinsichtlich eines Erstattungsanspruchs nicht Gesamtgläubiger. Der Gläubiger eines 
Ehegatten kann daher dessen (anteiligen) Erstattungsanspruch pfänden und sich zur Einziehung überweisen lassen. Es be- 
darf nicht der Pfändung eines Auseinandersetzungsanspruchs (BFH-Beschluss vom 12. 3. 1991 VII S 30/90, BFH/NV  
1992 S. 145). 

Richtet sich die Vollstreckung (Pfändung) bei zusammenveranlagten Ehegatten, die beide dem Lohnsteuerabzug unterliegen, 
nur gegen einen der Ehegatten, so ist eine Aufteilung der Steuererstattung im Verhältnis der bei den Ehegatten einbehaltenen 
Lohnsteuerabzugsbeträge erforderlich. Eine Aufteilung der Steuererstattung analog §§ 268 ff. (fiktive getrennte Veranlagung)  
ist nicht gerechtfertigt. Denn die Belastungen des Drittschuldners müssen über die ihm unmittelbar durch Gesetz übertra- 
genen Pflichten (vgl. § 840 ZPO) hinaus auf das unumgänglich notwendige Maß beschränkt werden (BFH-Urteil vom 1. 3. 1990 
VII R 103/88, BStBl. II S. 520). 

2 Zur Frage der Rückforderung abgetretener Ansprüche s. § 37 Abs. 2 AO.  
3 Eine Abtretung von Steuererstattungsansprüchen ist nur wirksam, wenn die Abtretungsanzeige gegenüber dem amtlich 

vorgeschriebenen Vordruck keine ihrer Schutzfunktion entgegenstehenden Änderungen enthält. Eine unwiderruflich erteilte 
Vollmacht des Abtretenden zur Unterzeichnung der Abtretungsanzeige setzt die nachgewiesene Kenntnis des Vollmacht-
gebers von dem amtlich vorgeschriebenen Anzeigenvordruck voraus. Vgl. BFH-Urteil vom 27. 10. 1987 VII R 170/84, 
BStBl. 1988 II S. 178.  

4 Die Abtretung ist bei Anzeige durch den Zessionar grds. unwirksam. Es gelten jedoch die allgemeinen Vertretungs- bzw. 
Genehmigungsvorschriften (BFH-Urteil vom 22. 3. 1994 VII R 117/92, BStBl. II S. 789).  

5 Ein Pfändungs- und Überweisungsbeschluss über nicht näher konkretisierte Umsatzsteuervergütungsansprüche ist  
auch dann hinsichtlich der bei seiner Zustellung bereits entstandenen Ansprüche hinreichend bestimmt, wenn der letzte 
betroffene Vergütungszeitraum nicht benannt ist. Ein solcher Pfändungs- und Überweisungsbeschluss ist dahin auszu- 
legen, dass alle bereits entstandenen Vergütungsansprüche betroffen sind. Sofern er ferner dahin auszulegen ist, dass auch 
zukünftig entstehende Vergütungsansprüche betroffen sein sollen, und eine solche Pfändung einer unbestimmten Viel- 
zahl von künftigen Ansprüchen mangels Bestimmtheit nichtig sein sollte, wäre er nur insoweit, nicht jedoch insgesamt  
auch hinsichtlich der schon entstandenen Ansprüche nichtig (BFH-Urteil vom 13. 11. 2001 VII R 107/00, BStBl. 2002 II 
S. 402).  

6 BFH-Beschluss vom 28. 9. 2011 VII R 52/10, BStBl. 2012 II S. 92: 1. Die in einer Abtretungsanzeige notwendigen  
Angaben zum Abtretungsgrund erfordern auch dann eine kurze stichwortartige Kennzeichnung des zugrunde liegenden 
schuldrechtlichen Lebenssachverhalts, wenn das auf dem amtlichen Vordruck vorgesehene Feld „Sicherungsabtretung“ ange-
kreuzt worden ist. 2. Fehlen solche Angaben, leidet die Abtretungsanzeige an einem Formmangel, der zur Unwirksamkeit 
der Abtretung führt. 3. Dass der Vordruck die gesetzlich geforderten formalen Anforderungen nur unzureichend wiedergibt 
und zu dem Irrtum verleitet, im Fall einer Sicherungsabtretung seien weitere Angaben zum Abtretungsgrund entbehr- 
lich, ändert daran nichts.  

Die vom Gesetz verlangten Angaben zum Abtretungsgrund können jedenfalls dann nicht durch Beifügung einer Anlage 
zu der vorgeschriebenen Abtretungsanzeige gemacht werden, wenn es auf dem amtlichen Vordruck an jeder Bezug- 
nahme auf eine solche Unterlage fehlt (BFH-Urteil vom 28. 1. 2014 VII R 10/12, BStBl. II S. 507 ). 

7 BFH-Urteil vom 5. 10. 2004 VII R 37/03, BStBl. 2005 II S. 238: 1. Die Finanzbehörde verstößt nicht gegen den Grund-
satz von Treu und Glauben, wenn sie die Formgültigkeit einer Abtretungsanzeige wegen fehlender Angabe des Abtretungs-
grundes in einem Zeitpunkt beanstandet, in dem sie bereits Kenntnis von dem Abtretungsgrund hat. 2. Die Abtretungsan-
zeige stellt eine einseitige empfangsbedürftige Willenserklärung dar. Bei der Ermittlung des in ihr verkörperten Willens sind 
nur solche Umstände zu berücksichtigen, die für die Finanzbehörde als Empfänger im Zeitpunkt des Zugangs der Erklärung 
erkennbar gewesen sind. 3. Die mangelnde Angabe des Abtretungsgrundes kann nicht nachgeholt werden, wenn dessen 
Bezeichnung gänzlich fehlte. 

Wird dem FA die Abtretung angezeigt, so wird es bei Leistung an den Abtretungsempfänger grds. auch dann von seiner 
Erstattungsverpflichtung frei, wenn die Abtretung nicht der in § 46 Abs. 3 AO vorgeschriebenen Form entspricht (BFH-
Urteil vom 25. 9. 1990 VII R 114/89, BStBl. II S. 201). 

Kein Fall des § 46 AO ist die Zahlungsanweisung (§ 362 Abs. 2 BGB; BFH-Urteil vom 8. 4. 1986 VII B 128/85, BStBl. II 
S. 511). Durch die Anweisung des Erstattungsberechtigten an das FA, die Überweisung auf das Konto eines Dritten vorzu-
nehmen (Zahlungsanweisung), entstehen keine Rechtsbeziehungen zwischen dem Angewiesenen und dem Anweisungs-
empfänger, aus denen Ansprüche (z. B. Rückforderungsansprüche) des Angewiesenen gegen den Zahlungsempfänger  
geltend gemacht werden könnten. Die Zahlungsanweisung unterliegt nicht dem Formerfordernis des § 46 Abs. 3 AO (BFH-
Beschluss vom 4. 2. 2000 VII B 173/99, BFH/NV S. 1321).  

AO 
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(4) 1Der geschäftsmäßige Erwerb von Erstattungs- oder Vergütungsansprüchen 
zum Zweck der Einziehung oder sonstigen Verwertung auf eigene Rechnung ist 
nicht zulässig.1 2Dies gilt nicht für die Fälle der Sicherungsabtretung. 3Zum ge-
schäftsmäßigen Erwerb und zur geschäftsmäßigen Einziehung der zur Sicherung 
abgetretenen Ansprüche sind nur Unternehmen befugt, denen das Betreiben von 
Bankgeschäften erlaubt ist. 

(5)2 Wird der Finanzbehörde die Abtretung angezeigt, so müssen Abtretender und 
Abtretungsempfänger der Finanzbehörde gegenüber die angezeigte Abtretung gegen 
sich gelten lassen, auch wenn sie nicht erfolgt oder nicht wirksam oder wegen Ver-
stoßes gegen Absatz 4 nichtig ist. 

(6) 1Ein Pfändungs- und Überweisungsbeschluss oder eine Pfändungs- und Einzie-
hungsverfügung dürfen nicht erlassen werden, bevor der Anspruch entstanden ist.3 
2Ein entgegen diesem Verbot erwirkter Pfändungs- und Überweisungsbeschluss oder 
erwirkte Pfändungs- und Einziehungsverfügung sind nichtig. 3Die Vorschriften der 
Absätze 2 bis 5 sind auf die Verpfändung sinngemäß anzuwenden. 

(7) Bei Pfändung eines Erstattungs- oder Vergütungsanspruchs gilt die Finanzbe-
hörde, die über den Anspruch entschieden oder zu entscheiden hat, als Drittschuld-
ner im Sinne der §§ 829, 845 der Zivilprozessordnung. 

 
Zu § 46 – Abtretung, Verpfändung, Pfändung: 

1. Der Gläubiger kann die Abtretung oder Verpfändung der zuständigen Finanzbehörde wirk-
sam nur nach Entstehung des Anspruchs anzeigen. Die Anzeige wirkt nicht auf den Zeitpunkt 
des Abtretungs- oder Verpfändungsvertrages zurück. Vor Entstehung des Steueranspruchs sind 
Pfändungen wirkungslos; sie werden auch nicht mit Entstehung des Anspruchs wirksam. Da  
z. B. der Einkommensteuererstattungsanspruch aus überzahlter Lohnsteuer grundsätzlich mit 
Ablauf des für die Steuerfestsetzung maßgebenden Erhebungszeitraums entsteht (§ 38 AO i. V. m. 
§ 36 Abs. 1 EStG), sind während des betreffenden Erhebungszeitraums (bis 31. 12.) angezeigte 
Lohnsteuer-Abtretungen bzw. Verpfändungen oder ausgebrachte Pfändungen wirkungslos. Ein 
auf einem Verlustrücktrag nach § 10 d Abs. 1 EStG beruhender Erstattungsanspruch ist nur  
dann wirksam abgetreten, gepfändet oder verpfändet, wenn die Abtretung, Verpfändung oder 
Pfändung erst nach Ablauf des Verlustentstehungsjahres angezeigt bzw. ausgebracht worden ist 
(vgl. AEAO zu § 38, Nr. 1 Satz 3). Der Anspruch auf Erstattungszinsen nach § 233 a AO entsteht 
erst, wenn eine Steuerfestsetzung zu einer Steuererstattung führt und die übrigen Vorausset-
zungen des § 233 a AO in diesem Zeitpunkt erfüllt sind. Eine vor der Steuerfestsetzung ange-
zeigte Abtretung des Anspruchs auf Erstattungszinsen ist unwirksam (BFH-Urteil vom 14. 5. 
2002, VII R 6/01, BStBl. II S. 677). 

2. Der geschäftsmäßige Erwerb und die geschäftsmäßige Einziehung von Erstattungs- oder  
Vergütungsansprüchen ist nach § 46 Abs. 4 AO nur bei Sicherungsabtretungen und dabei auch 
nur Bankunternehmen gestattet (BFH-Urteil vom 23. 10. 1985, VII R 196/82, BStBl. 1986 II 
S. 124). 

2.1 Geschäftsmäßig i. S. v. § 46 Abs. 4 AO handelt, wer die Tätigkeit – Erwerb von Erstat- 
tungs- oder Vergütungsansprüchen – selbständig und in Wiederholungsabsicht ausübt. Dafür  
getroffene organisatorische Vorkehrungen indizieren die Wiederholungsabsicht, sie sind indes  
für deren Annahme keine notwendige Voraussetzung (vgl. BFH-Urteil vom 13. 10. 1994, VII R 
3/94, BFH/NV 1995 S. 473). Eine entscheidende Rolle bei der Beurteilung der Geschäftsmäßig-
keit kann die Zahl der Erwerbsfälle und der Zeitraum ihres Vorkommens spielen.  

Allgemeine Festlegungen oder Beurteilungsmaßstäbe lassen sich hierzu aber nicht aufstellen; 
insoweit kommt es immer auf die Verhältnisse des Einzelfalls an (vgl. u. a. BFH-Urteile vom 13. 10. 
1994, VII R 3/94, a. a. O., und vom 4. 2. 2005, VII R 54/04, BStBl. II 2006 S. 348, jeweils 
m. w. N.). Für die Annahme der Geschäftsmäßigkeit reicht es indes nicht aus, dass die – vereinzelte 
– Abtretung im Rahmen eines Handelsgeschäfts vorgenommen wurde. 

2.2 Die Abtretung eines Erstattungs- oder Vergütungsanspruchs erfolgt nur dann zur bloßen 
Sicherung, wenn für beide Beteiligten der Sicherungszweck im Vordergrund steht. Eine Siche-
_______________________________________________________________________________________ 

1 Bei Verstoß gegen Abs. 4 Satz 1 s. die Bußgeldvorschrift des § 383 AO. 
Der geschäftsmäßige Erwerb von Erstattungsansprüchen ist nach § 46 Abs. 4 Satz 1 AO ungeachtet des Rechtsverhält-

nisses zwischen dem Zedenten und dem Zessionar unzulässig. Die Vorschrift kann auch dann nicht einschränkend ausgelegt 
werden, wenn der ESt-Erstattungsanspruch des Arbeitnehmers aufgrund eines nach ausländischem Recht zu beurteilenden 
Arbeitsvertrages (zivilrechtlich) dem Arbeitgeber zusteht (BFH-Beschluss vom 4. 2. 1999 VII R 112/97, BFH/NV S. 1000). 

2 Das FA braucht die Wirksamkeit der Abtretung eines Steuervergütungsanspruchs nicht zu prüfen, sondern kann, wenn 
ihm die Abtretung angezeigt ist, mit befreiender Wirkung an den Zessionar leisten (BFH-Beschluss vom 24. 4. 2006 VII B 
322/05, BFH/NV S. 1442). 

3 Vgl. BFH-Urteil vom 24. 7. 1990 VII R 62/89, BStBl. II S. 946: 1. Im Verwaltungszwangsverfahren kann die Pfändung 
eines Erstattungsanspruchs bereits vor Entstehung des Anspruchs vorbereitet werden. 2. Ein Pfändungsbeschluss ist erst dann 
erlassen (bewirkt), wenn er nach Schlusszeichnung aus dem internen Geschäftsgang zum Zwecke der Beförderung weg- 
gegeben worden ist.  

§ 46 Abs. 6 Satz 3 i. V. m. Abs. 5 AO betrifft nicht den Fall der hoheitlichen Pfändung; insoweit besteht kein Zusammen-
hang zu § 46 Abs. 6 Satz 1 und 2 AO (BFH-Beschluss vom 28. 9. 1999 VII B 35/99, BFH/NV 2000 S. 305).  

4 
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rungsabtretung ist daher grundsätzlich dadurch gekennzeichnet, dass der Abtretungsempfänger die 
Forderung nicht behalten darf. Er soll sie nur vorübergehend für den Abtretenden als Sicherheit 
für einen Anspruch gegen den Abtretenden innehaben.  

Deshalb kann eine Sicherungsabtretung regelmäßig nur dann vorliegen, wenn der Inhaber des 
Pfandrechts bei Fälligkeit seines Anspruchs zunächst versuchen muss, Befriedigung aus seinem An-
spruch selbst zu suchen. Erst wenn dies nicht gelingt, darf er auf die Sicherheit zurückgreifen. Eine 
Abtretung zur Sicherung ist dagegen nicht gegeben, wenn der Abtretende seine Einwirkungs-
möglichkeiten auf die abgetretene Forderung weitgehend aufgibt (vgl. BFH-Urteil vom 3. 2. 
1984, VII R 72/82, BStBl. II S. 411). 

Haben Abtretender und Abtretungsempfänger eine direkte Begleichung der Forderung des  
Abtretungsempfängers durch die Finanzbehörde vereinbart, liegt eine Sicherungsabtretung nur 
vor, wenn der Sicherungszweck in einem solchen Maß überwiegt, dass andere Beweggründe für 
die gewählte rechtliche Gestaltung ausscheiden. Die gesamten Umstände des Einzelfalles, unter 
denen die Geschäftsbeziehung begründet worden ist, sind für die Beurteilung heranzuziehen 
(vgl. BFH-Urteil vom 21. 2. 1989, VII R 7/86, BFH/NV S. 555 m. w. N.). 

2.3 Eine Sicherungsabtretung liegt nicht vor, wenn der Abtretende den Abtretungsempfänger 
ermächtigt hat, einen Steuerberater oder Lohnsteuerhilfeverein mit der Einlegung von Rechts-
behelfen zu beauftragen und den Anspruch gegen den Steuerberater bzw. Lohnsteuerhilfe- 
verein auf Herausgabe der Steuerunterlagen an den Abtretungsempfänger ebenfalls abgetreten hat 
(vgl. BFH-Urteil vom 21. 2. 1989, VII R 7/86, a. a. O.). Gegen eine Sicherungsabtretung kann 
z. B. auch sprechen, dass der Abtretende im Zeitpunkt der Abtretung arbeitslos ist und der Abtre-
tungsempfänger nicht mit einer Zahlung des Abtretenden aus anderen Mitteln rechnen kann. 

Eine Sicherungsabtretung liegt auch dann nicht vor, wenn die der Abtretung zugrunde lie-
gende Geschäftsbeziehung zwischen einem Steuerpflichtigen und einem Kreditinstitut nur zum 
Zweck der Kreditgewährung begründet wurde und das Kreditinstitut die Erstattungsbeträge  
aufgrund des Darlehensvertrages nach Eingang der Beträge ohne Einwirkungsmöglichkeit des 
Steuerpflichtigen verrechnen und auf diese Weise das Darlehen tilgen darf. In diesen Fällen liegt 
eine Abtretung bzw. Verpfändung erfüllungshalber vor. 

2.4 Auskünfte darüber, inwieweit einem Unternehmen das Betreiben von Bankgeschäften 
nach § 32 Abs. 1 KWG erlaubt worden ist, können bei der Bundesanstalt für Finanzdienstleis-
tungsaufsicht (BAFin) oder auch bei der Deutschen Bundesbank und ihren Hauptverwaltungen 
eingeholt werden. 

2.5 Verstöße gegen § 46 Abs. 4 AO können als Steuerordnungswidrigkeit geahndet werden 
(§ 383 AO). 

3. Auch bei einem Verstoß gegen § 46 Abs. 4 Satz 1 AO oder bei sonstiger Unwirksamkeit des 
der Abtretung oder Verpfändung zugrunde liegenden Rechtsgeschäfts kann die Finanzbehörde 
nach erfolgter Anzeige mit befreiender Wirkung an den Abtretungsempfänger zahlen, soweit 
nicht Rechte anderer Gläubiger entgegenstehen. 

4. Mit der wirksam angezeigten Abtretung oder Verpfändung (bzw. ausgebrachten Pfändung) 
geht nicht die gesamte Rechtsstellung des Steuerpflichtigen über (BFH-Urteile vom 21. 3. 1975, 
VI R 238/71, BStBl. II S. 669, vom 15. 5. 1975, V R 84/70, BStBl. 1976 II S. 41, vom 25. 4. 
1978, VII R 2/75, BStBl. II S. 465, und vom 27. 1. 1993, II S 10/92, BFH/NV S. 350). Übertra-
gen wird nur der Zahlungsanspruch. Auch nach einer Abtretung, Pfändung oder Verpfändung ist 
der Steuerbescheid nur dem Steuerpflichtigen bekannt zu geben. Der neue Gläubiger des Erstat-
tungsanspruchs kann nicht den Steuerbescheid anfechten. Dem neuen Gläubiger des Erstat-
tungsanspruchs muss nur mitgeteilt werden, ob und ggf. in welcher Höhe sich aus der Veranla-
gung ein Erstattungsanspruch ergeben hat und ob und ggf. in welcher Höhe aufgrund der 
Abtretung, Pfändung oder Verpfändung an ihn zu leisten ist. Über Streitigkeiten hierüber ist 
durch Verwaltungsakt nach § 218 Abs. 2 AO zu entscheiden. Der neue Gläubiger des Erstattungs-
anspruchs ist nicht befugt, einen Antrag auf Einkommensteuerveranlagung gem. § 46 Abs. 2 
Nr. 8 EStG zu stellen (vgl. BFH-Urteil vom 18. 8. 1998, VII R 114/97, BStBl. 1999 II S. 84). Die 
vorstehenden Sätze gelten entsprechend für Fälle einer Überleitung von Steuererstattungsan-
sprüchen gem. § 93 SGB XII. Für die Überleitung von Steuererstattungsansprüchen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz ist § 93 SGB XII entsprechend anzuwenden (§ 7 Abs. 4 AsylbLG). 
Für Fälle des Übergangs von Steuererstattungsansprüchen im Wege des gesetzlichen Forderungs-
übergangs im Rahmen der Leistungen zur Grundsicherung für Arbeitsuchende nach § 33 
SGB II gelten die vorstehenden Sätze entsprechend. Dieser Antrag ist ein von den Rechtswir-
kungen des § 46 AO nicht erfasstes höchstpersönliches steuerliches Gestaltungsrecht. 

5. Fehlt in der Abtretungsanzeige, nach der die Erstattungsansprüche aus der Zusammen-
veranlagung abgetreten worden sind, die Unterschrift eines Ehegatten oder Lebenspartners,  
so wird dadurch die Wirksamkeit der Abtretung des Anspruchs, soweit er auf den Ehegatten  
bzw. Lebenspartner entfällt, der die Anzeige unterschrieben hat, nicht berührt (BFH-Urteil vom 
13. 3. 1997, VII R 39/96, BStBl. II S. 522). Zum Erstattungsanspruch bei zusammenveranlagten 
Ehegatten oder Lebenspartnern vgl. zu AEAO § 37, Nr. 2. 

6. Für die Anzeige der Abtretung oder Verpfändung eines Erstattungs- oder Vergütungs-
anspruches wird der in der Anlage abgedruckte Vordruck bestimmt.  
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7. Die auf einem vollständig ausgefüllten amtlichen Vordruck erklärte, vom Abtretenden und 
vom Abtretungsempfänger jeweils eigenhändig unterschriebene Abtretungsanzeige kann der 
zuständigen Finanzbehörde auch per Telefax übermittelt werden (vgl. BFH-Urteil vom 8. 6. 
2010, VII R 39/09, BStBl. II S. 839). Dies gilt entsprechend, wenn eine Abtretungsanzeige i. S. d. 
Satzes 1 eingescannt per E-Mail übermittelt wird. Die Anzeige der Abtretung wird wirksam, 
sobald die Kenntnisnahme durch die Finanzbehörde möglich und nach der Verkehrsanschauung 
zu erwarten ist (§ 130 Abs. 1 Satz 1 BGB). Dies bedeutet: Eintritt der Wirksamkeit bei Über-
mittlung 
– während der üblichen Dienststunden der Finanzbehörde im Zeitpunkt der vollständigen 

Übermittlung; 
– außerhalb der üblichen Dienststunden der Finanzbehörde zum Zeitpunkt des Dienstbeginns 

am nächsten Arbeitstag. 
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Anlage zu AEAO zu § 46   
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